
 

 

 
Synopse zur Änderung der Geschäftsordnung der Stadtverordnetenversammlung 

           

 
Ursprungsfassung 

 

 
Änderungen 

 
Geschäftsordnung der Stadtverordnetenver-

sammlung der Stadt Werneuchen 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Wer-
neuchen hat aufgrund des § 28 Abs. 2 Ziff. 2 der 
Kommunalverfassung für das Land Brandenburg 
(BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBI.I/07 [Nr. 
19] S. 286) in ihrer Sitzung am 07.06.2012 folgende 
Geschäftsordnung beschlossen und durch Be-
schluss vom 19.06.2014 sowie 09.11.2017 geändert: 

 
I. Abschnitt 

Stadtverordnetenversammlung 
 

§1 
Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung 

(1) Die Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung 
haben gemäß § 31 Abs. 1 BbgVerf die ihnen aus der 
Mitgliedschaft in der Stadtverordnetenversammlung 
erwachsenen Pflichten zu erfüllen. Sie haben insbe-
sondere an den Sitzungen der Stadtverordnetenver-
sammlung und der Ausschüsse, denen sie angehö-
ren, teilzunehmen. 
 
 
(2) Im Falle ihrer Verhinderung haben Mitglieder der 
Stadtverordnetenversammlung vor der Sitzung den 
Vorsitzenden zu benachrichtigen. Bei Sitzungen der 
Ausschüsse ist zugleich ein Stellvertreter zu benach-
richtigen. 
 

Geschäftsordnung der Stadtverordnetenver-
sammlung der Stadt Werneuchen 

 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Wer-
neuchen hat aufgrund des § 28 Abs. 2 Ziff. 2 der 
Kommunalverfassung für das Land Brandenburg 
(BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBI.I/07 [Nr. 
19] S. 286) in ihrer Sitzung am XX.XX.2020  fol-
gende Geschäftsordnung beschlossen. 

 
 

I. Abschnitt 
Stadtverordnetenversammlung 

 
§ 1 

Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung 
(1) Die Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung 
haben gemäß § 31 Abs. 1 BbgKVerf die ihnen aus 
der Mitgliedschaft in der Stadtverordnetenversamm-
lung erwachsenen Pflichten zu erfüllen. Sie haben 
insbesondere an den Sitzungen der Stadtverordne-
tenversammlung und der Ausschüsse, denen sie an-
gehören, teilzunehmen und ihre Teilnahme durch 
Unterschrift zu dokumentieren. 
 
(2) Im Falle ihrer Verhinderung haben Mitglieder der 
Stadtverordnetenversammlung vor der Sitzung den 
Vorsitzenden zu benachrichtigen. Bei Sitzungen der 
Ausschüsse ist zugleich ein Stellvertreter zu benach-
richtigen und bereits erhaltene Sitzungsunterlagen 
an diesen weiterzuleiten.  
 

§2 
Einberufung der Stadtverordnetenversammlung 

(1) Der/Die Vorsitzende der Stadtverordnetenver-
sammlung beruft die Sitzungen der Stadtverordne-
tenversammlung ein.  
§ 34 Abs. 1 Satz 2 BbgKVerf bleibt unberührt. 
 
(2) Die Stadtverordnetenversammlung wird einberu-
fen, soweit es die Geschäftslage erfordert, mindes-
tens jedoch alle 8 Wochen. Zeit, Ort und Tagesord-
nung werden entsprechend § 3 Abs. 6 der Hauptsat-
zung der Stadt Werneuchen öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
(3) Die Ladungsfrist beträgt 8 Tage. Sie beginnt mit 
dem Tag der Absendung der Einladung. Der Sit-
zungstag wird bei der Berechnung der Frist einbezo-
gen. 
 
 
 
 
 

§ 2 
Einberufung der Stadtverordnetenversammlung 

(1) Der/Die Vorsitzende der Stadtverordnetenver-
sammlung beruft die Sitzungen der Stadtverordne-
tenversammlung ein.  
§ 34 Abs. 1 Satz 2 BbgKVerf bleibt unberührt. 
 
(2) Die Stadtverordnetenversammlung wird einberu-
fen, soweit es die Geschäftslage erfordert, mindes-
tens jedoch alle 8 Wochen. Zeit, Ort und Tagesord-
nung werden entsprechend § 3 Abs. 7 der Hauptsat-
zung der Stadt Werneuchen öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
(3) Die Ladungsfrist beträgt 8 Kalendertage. Sie be-
ginnt mit dem Tag der Absendung der Einladung. 
Der Sitzungstag wird bei der Berechnung der Frist 
einbezogen. Die Übersendung der Ladung auf elekt-
ronischem Weg erfolgt nach Vorliegen einer schriftli-
chen Einverständniserklärung des einzelnen Mit-
glieds der Stadtverordnetenversammlung, in der die 
elektronische Adresse anzugeben ist, an welche die 

Kommentiert [A1]: Siehe § 7 Abs. 1 

Kommentiert [A2]: Überflüssig! Steht in Abs. 2 Satz 1 
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(4) Der schriftlichen Ladung sind außer der Tages-
ordnung, die Niederschrift der vorangegangenen Sit-
zung und etwaige Vorlagen zu den einzelnen Tages-
ordnungspunkten beizufügen; Vorlagen können im 
Ausnahmefall (Eilentscheidungen nach § 58 BbgK-
Verf) auch nachgereicht werden. 
 
 
 
(5) In dringenden Angelegenheiten, kann die La-
dungsfrist nach Absatz 3 auf 2 volle Tage vor dem 
Sitzungstag verkürzt werden (vereinfachte Einberu-
fung). Die Dringlichkeit ist in der Ladung zu begrün-
den. 
 

Ladung gesendet werden soll. Die Einverständniser-
klärung kann jederzeit widerrufen werden. 
 
(4) Der Ladung ist die Tagesordnung beizufügen. 
Die Niederschrift der vorhergehenden Sitzung sowie 
Sitzungsunterlagen werden allen Stadtverordneten 
elektronisch zur Verfügung gestellt. 
 
(5) Sitzungsunterlagen können im Ausnahmefall (Eil-
entscheidungen nach § 58 BbgKVerf) auch nachge-
reicht werden. 
 
(6) In dringenden Angelegenheiten, kann die La-
dungsfrist nach Absatz 3 auf 2 volle Tage vor dem 
Sitzungstag verkürzt werden (vereinfachte Einberu-
fung). Die Dringlichkeit ist in der Ladung zu begrün-
den. 
 

§ 3 
Tagesordnung der  

Stadtverordnetenversammlung 
Der/Die Vorsitzende der Stadtverordnetenversamm-
lung setzt im Benehmen mit dem/der Bürgermeis-
ter/in die Tagesordnung fest. In der Tagesordnung 
sind nach § 35 Abs. 1 Satz 2 BbgKVerf die Vor-
schläge von mindestens einem Zehntel der Stadtver-
ordneten, einer Fraktion oder vom/von (der) Bürger-
meister/in aufzunehmen, wenn sie mindestens bis 
zum Ablauf des 3. Tages vor Beginn der Ladungs-
frist nach § 2 Abs. 3 der/dem Vorsitzenden der 
Stadtverordnetenversammlung oder dem/der Bür-
germeister/in vorgelegt worden sind. 
 

§ 3 
Tagesordnung der  

Stadtverordnetenversammlung 
(1) Der/Die Vorsitzende der Stadtverordnetenver-
sammlung setzt im Benehmen mit dem/der Bürger-
meister/in die Tagesordnung fest. In der Tagesord-
nung sind nach § 35 Abs. 1 Satz 2 BbgKVerf die 
Vorschläge von  

a) mindestens einem Zehntel der Stadtverordne-
ten,  

b) einer Fraktion oder  
c) dem/der Bürgermeister/in  

aufzunehmen, wenn sie mindestens bis zum Ablauf 
des 5. Werktages vor Beginn der Ladungsfrist nach 
§ 2 Abs. 3 der/dem Vorsitzenden der Stadtverordne-
tenversammlung digital vorgelegt worden sind. 
Die/der Vorsitzende informiert die Verwaltung unver-
züglich über die aufzunehmenden Tagesordnungs-
punkte. 
 
(2) Beschlussanträge zur Aufnahme in die Tagesord-
nung bedürfen eines schriftlichen Beschlussvor-
schlages, der vom Antragsteller - bei Anträgen der 
Fraktionen von deren Vorsitzenden oder deren Stell-
vertretern - zu unterzeichnen ist. Der Beschlussvor-
schlag soll folgende Mindestangaben enthalten:  

a) Name/n des Einreichers/der Einreicher,  
b) Betreff bzw. Bezeichnung des Tagesordnungs-

punktes  
c) Beschlussvorschlag, dessen Formulierung eine 

Entscheidung mit „ja“ oder „nein“ ermöglicht,  
d) bei Haushaltsrelevanz einen Deckungsvor-

schlag,  
e) Datum,  
f) Unterschrift/Unterschriften (auch Anlagen).  

Die Anträge sollen zusätzlich auch in elektronischer 
Form übermittelt werden. Eine elektronische Signa-
tur ist nicht erforderlich. Anträge können der Verwal-
tung auch zu Protokoll erklärt werden. 
 

Kommentiert [A3]: Betrifft Eilentscheidungen, die der BM 
auf Grund Dringlichkeit im Einvernehmen mit dem Vorsitzen-
den der SVV trifft und der SVV zur Entscheidung nachreicht. 

Kommentiert [A4]: Dient dem Nachweis und der Erleichte-
rung des Informationsflusses. Das Schrifterfordernis war be-
reits in der alten GO vorgesehen, wie dem Begriff „vorgelegt“ 
zu entnehmen ist.  
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(3) Die Tagesordnung ist von dem Vorsitzenden der 
Stadtverordnetenversammlung bis spätestens 10 
Uhr am Ladungstag zu unterschreiben.  
 

§4 
Öffentlichkeit der Sitzung 

(1) Bekanntmachungen über Zeit, Ort und Tagesord-
nung der Sitzungen der Stadtverordnetenversamm- 
lung erfolgen nach § 3 Abs. 1 Satz 1 der Hauptsat-
zung der Stadt Werneuchen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Gäste sind nicht berechtigt, das Wort außerhalb 
der Einwohnerfragestunde nach § 5 Abs. 1 zu ergrei-
fen oder sich an den Beratungen zu beteiligen. Sie 
dürfen auch die Beratung nicht stören und keine Zei-
chen des Beifalls oder Missfallens geben. 
 
(3) Gäste, welche die Ordnung stören, können von 
der/dem Vorsitzenden der Stadtverordnetenver-
sammlung aus dem Sitzungssaal gewiesen werden. 
 

§ 4 
Öffentlichkeit der Sitzung 

(1) Bekanntmachungen über Zeit, Ort und Tagesord-
nung der Sitzungen der Stadtverordnetenversamm- 
lung erfolgen nach § 3 der Hauptsatzung der Stadt 
Werneuchen. 
 
(2) Die Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung 
sind öffentlich. Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, 
wenn überwiegende Belange des öffentlichen Wohls 
oder berechtigte Interessen Einzelner es erfordern.  
 

§ 5 
Zuhörer 

(1) An den öffentlichen Sitzungen der Stadtverordne-
tenversammlung können Zuhörer nach Maßgabe der 
vorhandenen Plätze teilnehmen.  
 
(2) Zuhörer sind nicht berechtigt, das Wort zu ergrei-
fen oder sich an den Beratungen zu beteiligen. Sie 
dürfen auch die Beratung nicht stören und keine Zei-
chen des Beifalls oder Missfallens geben. 
 
 
(3) Zuhörer, welche die Ordnung stören, können von 
der/dem Vorsitzenden der Stadtverordnetenver-
sammlung aus dem Sitzungssaal gewiesen werden. 

 
§5 

Einwohnerfragestunde; Beteiligung von Betroffe-
nen und Sachverständigen in 

der Stadtverordnetenversammlung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(1) Die Einwohnerfragestunde ist Bestandteil der 
Stadtverordnetenversammlung und findet nach der 
Bestätigung der Tagesordnung und dem Bericht 
des/der Bürgersmeister(s)/in als nächster Tagesord-
nungspunkt statt. Sie soll 30 Minuten nicht über-
schreiten. Zu Tagesordnungspunkten, die in nichtöf-
fentlicher Sitzung behandelt werden, sind Fragen 
nicht zulässig. 
 
(2) Alle Fragen, Anregungen, Vorschläge, Hinweise 
und Beschwerden müssen kurz und sachlich sein. 
Jeder Einwohner kann sich im Regelfall bis zu drei 

§ 6 
Einwohnerfragestunde; Beteiligung von Betroffe-

nen und Sachverständigen in 
der Stadtverordnetenversammlung 

(1) In öffentlichen Sitzungen der Stadtverordneten-
versammlung haben alle Personen, die in der Stadt 
Werneuchen ihren ständigen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben (Einwohner), grund-
sätzlich das Recht, kurze mündliche Fragen zu Bera-
tungsgegenständen dieser Sitzung oder anderen 
Stadtangelegenheiten an die Stadtverordnetenver-
sammlung oder den Bürgermeister zu stellen sowie 
Vorschläge oder Anregungen zu unterbreiten (Ein-
wohnerfragestunde). 
 
(2) Die Einwohnerfragestunde ist Bestandteil der 
Stadtverordnetenversammlung. Sie soll 30 Minuten 
nicht überschreiten. Melden sich mehrere Einwohner 
gleichzeitig, so bestimmt die Vorsitzende die Reihen-
folge der Wortmeldungen. 
 
 
 
 
(2) Alle Fragen, Anregungen, Vorschläge, Hinweise 
und Beschwerden müssen kurz und sachlich sein. 
Jeder Einwohner kann sich im Regelfall bis zu drei 
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unterschiedlichen Themen zu Wort melden. Die 
Wortmeldungen sollen drei Minuten nicht überschrei-
ten. Die Beantwortung der Fragen erfolgt mündlich 
durch die/den Vorsitzende/n der Stadtverordneten-
versammlung, den/die Bürgermeister/in und/oder 
die/den Vorsitzende/n der zuständigen Ausschüsse. 
Die Fraktionen und die Abgeordneten sind ebenfalls 
berechtigt, zu den gestellten Fragen Stellung zu be-
ziehen. In der Sitzung nicht beantwortete Fragen 
sind spätestens in der nächsten öffentlichen Sitzung 
der Stadtverordnetenversammlung zu beantworten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Beschließt die Stadtverordnetenversammlung, 
Einwohner, die vom Gegenstand der Beratung be-
troffen sind, oder Sachverständige zu hören, ist die 
Anhörung zu beenden, bevor die Abstimmung über 
den Gegenstand beginnt. 

 

unterschiedlichen Themen zu Wort melden. Die 
Wortmeldungen sollen drei Minuten nicht überschrei-
ten. Die Beantwortung der Fragen erfolgt mündlich 
durch die/den Vorsitzende/n der Stadtverordneten-
versammlung, den/die Bürgermeister/in und/oder 
die/den Vorsitzende/n der zuständigen Ausschüsse. 
Die Fraktionen und die Abgeordneten sind ebenfalls 
berechtigt, zu den gestellten Fragen Stellung zu be-
ziehen.  
Ist eine sofortige Beantwortung der Fragen nicht 
möglich, sind diese spätestens in der nächsten öf-
fentlichen Sitzung der Stadtverordnetenversamm-
lung zu beantworten. 
 
(3) Es werden keine Auskünfte zu Angelegenheiten 
gegeben, die in nichtöffentlicher Sitzung behandelt 
werden oder zu denen bereits ein Rechtsmittelver-
fahren läuft.  
 
(4) Beschließt die Stadtverordnetenversammlung, 
Einwohner, die vom Gegenstand der Beratung be-
troffen sind, oder Sachverständige zu hören, ist die 
Anhörung zu beenden, bevor die Abstimmung über 
den Gegenstand beginnt. 
 

§6 
Anfragen der Mitglieder der Stadtverordnetenver-

sammlung 
(1) Anfragen der Stadtverordneten an den/die Bür-
germeister/in, die in der Sitzung der Stadtverordne-
tenversammlung beantwortet werden sollen, müssen 
schriftlich, kurz und sachlich abgefasst sein. Sie sind 
spätestens bis 8.00 Uhr zwei Arbeitstage vor der 
Stadtverordnetenversammlung beim/bei (der) Bür-
germeister/in einzureichen und werden in der Sit-
zung beantwortet. Ist die Beantwortung wegen der 
Kürze der Zeit und des erforderlichen Aufwandes für 
die Beantwortung in der Sitzung nicht möglich, ist die 
Anfrage in der folgenden Sitzung oder schriftlich zu 
beantworten. Der Anfragende kann eine Zusatzfrage 
stellen. 
 
(2) Dies trifft nicht auf Fragen zu, die sich aus den 
Beratungsgegenständen ergeben. 
 
(3) Die Abgeordnetenfragestunde soll 30 min nicht 
überschreiten. 
 

§ 7 
Anfragen von Mitgliedern der Stadtverordneten-

versammlung 
(1) Anfragen von Stadtverordneten an den/die Bür-
germeister/in, die in der Sitzung der Stadtverordne-
tenversammlung beantwortet werden sollen, müssen 
schriftlich, kurz und sachlich abgefasst sein. Sie sind 
spätestens bis 8.00 Uhr drei Werktage vor der Stadt-
verordnetenversammlung bei dem/der Bürgermeis-
ter/in einzureichen und werden in der Sitzung beant-
wortet. Ist die Beantwortung wegen der Kürze der 
Zeit und des erforderlichen Aufwandes für die Beant-
wortung in der Sitzung nicht möglich, ist die Anfrage 
in der folgenden Sitzung oder schriftlich zu beant-
worten. Der Anfragende kann eine Nachfrage stel-
len. 
 
(2) Die Abgeordnetenfragestunde soll 30 Minuten 
nicht überschreiten. 
 
(3) Fragen, die sich aus den Beratungsgegenstän-
den ergeben, können in den jeweiligen Tagesord-
nungspunkten gestellt werden.  
 

§7 
Sitzungsablauf 

(1) Die Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung 
beginnen in der Regel um 19.00 Uhr. 
 
 
 
 
(2) Der/Die Vorsitzende der Stadtverordnetenver-
sammlung eröffnet, leitet und schließt die Sitzung 

§ 8 
Sitzungsablauf 

(1) Die Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung 
beginnen in der Regel um 19.00 Uhr. Die anwesen-
den Stadtverordneten haben sich vor Beginn der Sit-
zung selbständig in die bereitgelegte Anwesenheits-
liste einzutragen. 
 
(2) Der/Die Vorsitzende der Stadtverordnetenver-
sammlung eröffnet, leitet und schließt die Sitzung 

Kommentiert [A5]: Unsinnige Regelung! Bedeutet, alle dür-
fen antworten, also wozu dann regeln? 

Kommentiert [A6]: Der Sinn dieser Regelung hat sich mir 
nicht erschlossen. 
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der Stadtverordnetenversammlung. Im Falle seiner 
Verhinderung treten seine Vertreter in der Reihen-
folge ihrer Benennung als 1. oder 2. Vertreter/in an 
seine/ihre Stelle. 
 
(3) Die Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung 
sind grundsätzlich in folgender Reihenfolge durchzu-
führen: 

a) Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ord-
nungsmäßigkeit der Ladung, und der Anwesenheit 
und Beschlussfähigkeit 
b) Beschlussfassung über die Niederschrift des öf-
fentlichen Teils der letzten erfolgten Sitzungen der 
Stadtverordnetenversammlung, einschließlich 
eventueller Einwendungen 
c) Beschluss über die Tagesordnung 
d) Bericht des/der Bürgermeister(s)/in 
e) Einwohnerfragestunde 
f) Behandlung der Tagesordnungspunkte des öf-
fentlichen Teils der Sitzung 
 
 
 
g) Beantwortung und Behandlung von Anfragen 
der Abgeordneten 
 
h) Mitteilungen der Verwaltung 
i) Schließung des öffentlichen Teils und bei Bedarf 
Eröffnung des nichtöffentlichen Teils 
j) Beschlussfassung über die Niederschrift des 
nichtöffentlichen Teils der letzten erfolgten  
Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung, ein-
schließlich eventueller Einwendungen, 
k) Behandlung der Tagesordnungspunkte des 
nichtöffentlichen Teils der Sitzung 
 
 
 
I) Schließung des nichtöffentlichen Teils 

 

der Stadtverordnetenversammlung. Im Falle seiner 
Verhinderung treten seine Vertreter in der Reihen-
folge ihrer Benennung als 1. oder 2. Vertreter/in an 
seine/ihre Stelle.  
 
(3) Die Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung 
sind grundsätzlich in folgender Reihenfolge durchzu-
führen: 

a) Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ord-
nungsmäßigkeit der Ladung, der Anwesenheit 
und Beschlussfähigkeit 

b) Einwendungen gegen die Niederschrift des öf-
fentlichen Teils der letzten erfolgten Sitzung der 
Stadtverordnetenversammlung 

 
c) Beschluss über die Tagesordnung 
d) Bericht des/der Bürgermeister(s)/in 
e) Einwohnerfragestunde 
f)  Behandlung der öffentlichen Beschlussvorlagen 

des Bürgermeisters  
g) Behandlung der öffentlichen Beschlussvorlagen 

von Fraktionen oder Stadtverordneten  
h) Informationsvorlagen 
i) Beantwortung und Behandlung von Anfragen der 

Stadtverordneten (kurz Stadtverordnetenfrage-
stunde) 

j) Mitteilungen der Verwaltung 
k)  Schließung des öffentlichen Teils und bei Be-

darf Eröffnung des nicht öffentlichen Teils 
l)  Einwendungen gegen die Niederschrift des nicht 

öffentlichen Teils der letzten erfolgten Sitzung 
der Stadtverordnetenversammlung 

 
m) Behandlung der nicht öffentlichen Beschlussvor-

lagen des Bürgermeisters  
n) Behandlung der nicht öffentlichen Beschlussvor-

lagen von Fraktionen oder Stadtverordneten  
o)  Informationsvorlagen  
p) Schließung des nichtöffentlichen Teils 

 
§8 

Unterbrechung der Versammlung 
(1) Der/Die Vorsitzende der Stadtverordnetenver-
sammlung kann die Sitzung unterbrechen. Auf An-
trag von einem Drittel ihrer Mitglieder oder einer 
Fraktion muss sie/er die Sitzung unterbrechen. Bei 
einer weiteren Unterbrechung ist für den Antrag die 
Mehrheit aller anwesenden Mitglieder der Stadtver-
ordnetenversammlung erforderlich. Die Unterbre-
chung soll nicht länger als 15 Minuten dauern. 
 
(2) Die Stadtverordnetenversammlung kann die Ta-
gesordnungspunkte 

a) durch Entscheidung in der Sache abschließen 
b) ihre Beratung vertagen oder 
c) in die Ausschüsse verweisen 

 

 
 
(4) Der/Die Vorsitzende der Stadtverordnetenver-
sammlung kann die Sitzung jederzeit unterbrechen. 
Auf Antrag von einem Drittel ihrer Mitglieder oder ei-
ner Fraktion muss sie/er die Sitzung unterbrechen. 
Bei einer weiteren Unterbrechung ist für den Antrag 
die Mehrheit aller anwesenden Mitglieder der Stadt-
verordnetenversammlung erforderlich. Die Unterbre-
chung soll nicht länger als 15 Minuten dauern. 
 
(5) Die Stadtverordnetenversammlung kann die Ta-
gesordnungspunkte 

a) durch Entscheidung in der Sache abschließen 
b) ihre Beratung vertagen oder 
c) in die Ausschüsse verweisen 

 

Kommentiert [A7]: Abgeordnete ist der falsche Begriff auf 
Kommunaler Ebene, so werden Parlamentsmitglieder betitelt. 

Kommentiert [A8]: Es ist lediglich über Einwendungen zu 
entscheiden – mit einfacher Mehrheit- nicht über die Nieder-
schrift an sich. Diese dürfen nur von in der vorhergehenden 
Sitzung anwesenden Stadtverordneten vorgebracht werden! 

Kommentiert [A9]: Überschrift ist überflüssig und falsch. Le-
diglich der erste Absatz beschäftigt sich mit der Unterbre-
chung. Im Grunde sind das alles Regelungen zum Sitzungsab-
lauf 



 

 
6 

 

(3) Bei Änderungsanträgen ist über einzelne Teile 
der Vorlage bzw. des Antrages gesondert abzustim-
men. Über die Vorlage bzw. den Antrag ist alsdann 
insgesamt zu beschließen. Der Antrag auf Entschei-
dung in der Sache geht bei der Abstimmung dem 
Vertagungsantrag und dieser dem Verweisungsan-
trag vor. 
 
(4) Nach 22.00 Uhr werden keine weiteren Tages-
ordnungspunkte aufgerufen. Der in der Beratung be-
findliche Tagesordnungspunkt wird abschließend be-
handelt. Auf Antrag eines Mitgliedes der Stadtver-
ordnetenversammlung kann die Fortführung der Sit-
zung mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mit-
glieder beschlossen werden. Wird die Sitzung nicht 
fortgeführt, ist die Fortsetzung für einen anderen Tag 
zu beschließen. Die Fortsetzung ist allein der Be-
handlung der noch offenen Tagesordnungspunkte 
derselben Tagesordnung vorbehalten. Der Be-
schluss über die Unterbrechung der Sitzung muss 
Zeit und Ort der Fortsetzungssitzung bestimmen. Für 
die Fortsetzungssitzung ist eine erneute Einladung 
entbehrlich. 

(6) Bei Änderungsanträgen ist über einzelne Teile 
der Vorlage bzw. des Antrages gesondert abzustim-
men. Über die Vorlage bzw. den Antrag ist alsdann 
insgesamt zu beschließen. Der Antrag auf Entschei-
dung in der Sache geht bei der Abstimmung dem 
Vertagungsantrag und dieser dem Verweisungsan-
trag vor. 
 
(7) Nach 22.00 Uhr werden keine weiteren Tages-
ordnungspunkte aufgerufen. Der in der Beratung be-
findliche Tagesordnungspunkt wird abschließend be-
handelt. Auf Antrag eines Mitgliedes der Stadtver-
ordnetenversammlung kann die Fortführung der Sit-
zung mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mit-
glieder beschlossen werden. Wird die Sitzung nicht 
fortgeführt, ist die Fortsetzung für einen anderen Tag 
zu beschließen. Die Fortsetzung ist allein der Be-
handlung der noch offenen Tagesordnungspunkte 
derselben Tagesordnung vorbehalten. Der Be-
schluss über die Unterbrechung der Sitzung muss 
Zeit und Ort der Fortsetzungssitzung bestimmen. Für 
die Fortsetzungssitzung ist eine erneute Einladung 
entbehrlich. 
 

§9 
Redeordnung 

(1) Reden darf nur, wer von dem/der Vorsitzenden 
der Stadtverordnetenversammlung das Wort erhal-
ten hat. Wortmeldungen erfolgen durch Handaufhe-
ben. 
 
(2) Der/Die Vorsitzende erteilt das Wort nach der 
Reihenfolge der Wortmeldungen, soweit nicht mit 
Zustimmung des Redeberechtigten hiervon abgewi-
chen wird. Das Wort zur Geschäftsordnung ist jeder-
zeit zu erteilen und darf sich nur auf den in der Bera-
tung befindlichen Tagesordnungspunkt beziehen. Es 
darf dadurch kein/e Sprecher/in unterbrochen wer-
den. 
 
 
 
 
(3) Dem/Der Bürgermeister/in und seinem/seiner 
Stellvertreter/in ist jederzeit auch außerhalb der Rei-
henfolge der Wortmeldungen das Wort zu erteilen. 
 
(4) In der öffentlichen Sitzung der Stadtverordneten-
versammlung hat sich jede/r Sprecher/in bei seiner 
Rede zu erheben. 
 
 
(5) Der/Die Bürgermeister/in und der/die Antragstel-
ler/in einer Beschlussvorlage haben das Recht zur 
Schlussbemerkung vor der Abstimmung über die 
Vorlage. 
 

§ 9 
Redeordnung 

(1) Reden darf nur, wer von dem/der Vorsitzenden 
der Stadtverordnetenversammlung das Wort erhal-
ten hat. Wortmeldungen erfolgen durch deutliches 
Handheben. 
 
(2) Der/Die Vorsitzende erteilt das Wort nach der 
Reihenfolge der Wortmeldungen, soweit nicht mit 
Zustimmung des Redeberechtigten hiervon abgewi-
chen wird. Bei Anträgen zur Geschäftsordnung, die 
sich nur auf den in der Beratung befindlichen Tages-
ordnungspunkt beziehen dürfen, ist dem Antragstel-
ler jederzeit das Wort zu erteilen. Es darf dadurch 
kein/e Sprecher/in unterbrochen werden. 
Zum selben Punkt der Tagesordnung darf ein Stadt-
verordneter höchstens dreimal sprechen. Anträge 
zur Geschäftsordnung bleiben hiervon unberührt. 
 
(3) Dem/Der Bürgermeister/in und seinem/seiner 
Stellvertreter/in ist jederzeit auch außerhalb der Rei-
henfolge der Wortmeldungen das Wort zu erteilen. 
 
(4) In der öffentlichen Sitzung der Stadtverordneten-
versammlung hat sich jede/r Sprecher/in bei seiner 
Rede zu erheben. Grundsätzlich ist das Mikrofon zu  
nutzen. 
 
(5) Der/Die Bürgermeister/in und der/die Antragstel-
ler/in einer Beschlussvorlage haben das Recht zur 
Schlussbemerkung vor der Abstimmung über die 
Vorlage. 
 

§10 
Sitzungsleitung 

§ 10 
Sitzungsleitung 

Kommentiert [A10]: Zum Kenntlichmachen § 10 Abs. 6 – 
Heben beider Arme 
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(1) Der/Die Vorsitzende der Stadtverordnetenver-
sammlung handhabt in den Sitzungen die Ordnung 
und übt das Hausrecht aus (§ 37 Abs. 1 BbgKVerf). 
 
(2) Der/Die Vorsitzende der Stadtverordnetenver-
sammlung kann Redner/innen, die vom Behand-
lungsgegenstand abweichen, zur Sache rufen. 
 
(3) Ist eine/ein Stadtverordnete/r in einer Sitzung 
dreimal zur Sache gerufen worden, so muss ihm/ihr 
der/die Vorsitzende das Wort entziehen und darf es 
ihm/ihr in derselben Aussprache zum selben Gegen-
stand nicht wieder erteilen. 
 
(4) Ist eine/ein Stadtverordnete/r in einer Sitzung der 
Stadtverordnetenversammlung dreimal zur Ordnung 
gerufen worden oder begeht er/sie einen groben 
Verstoß gegen die Ordnung, kann ihr/ihm der/die 
Vorsitzende des Raumes verweisen. 
 

(1) Der/Die Vorsitzende der Stadtverordnetenver-
sammlung handhabt in den Sitzungen die Ordnung 
und übt das Hausrecht aus (§ 37 Abs. 1 BbgKVerf). 
 
(2) Der/Die Vorsitzende der Stadtverordnetenver-
sammlung kann Redner/innen, die vom Gegenstand 
des jeweiligen Tagesordnungspunktes abweichen, 
zur Sache rufen. 
(3) Ist eine/ein Stadtverordnete/r in einer Sitzung 
dreimal zur Sache gerufen worden, so muss ihm/ihr 
der/die Vorsitzende das Wort entziehen und darf es 
ihm/ihr in derselben Aussprache zum selben Gegen-
stand nicht wieder erteilen. 
 
(4) Ist eine/ein Stadtverordnete/r in einer Sitzung der 
Stadtverordnetenversammlung dreimal zur Ordnung 
gerufen worden oder begeht er/sie einen groben 
Verstoß gegen die Ordnung, kann ihr/ihm der/die 
Vorsitzende des Raumes verweisen. 

§11 
Abstimmungen 

(1) Grundsätzlich wird offen durch Handzeichen ab-
gestimmt. Auf Verlangen von mindestens drei Mit-
gliedern oder einer Fraktion der Stadtverordneten-
versammlung ist namentlich abzustimmen. 
 
(2) Bei der offenen Abstimmung stellt der/die Vorsit-
zende der Stadtverordnetenversammlung die Anzahl 
der Mitglieder fest, die 

a) dem Antrag zustimmen 
b) den Antrag ablehnen 
c) sich der Stimme enthalten. 

Wird das Abstimmungsergebnis sofort nach der Ab-
stimmung angezweifelt, so muss die offene Abstim-
mung vor Behandlung des nächsten Tagesord-
nungspunktes wiederholt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Gewählt wird geheim (§ 39 Abs. 1 Satz 5 BbgK-
Verf). Abweichungen können vor der jeweiligen Wahl 
einstimmig beschlossen werden. 
 
(4) Vor jeder Abstimmung ist der Antrag zu verlesen. 
 
(5) Liegen zu den Tagesordnungspunkten Ände-
rungs- und Ergänzungsanträge vor, wird zuerst über 

§ 11 
Abstimmungen 

(1) Grundsätzlich wird offen durch Handzeichen ab-
gestimmt.  
Bei der offenen Abstimmung stellt der/die Vorsit-
zende der Stadtverordnetenversammlung die Anzahl 
der Mitglieder fest, die 

a) dem Antrag zustimmen 
b) den Antrag ablehnen 
c) sich der Stimme enthalten. 

Wird das Abstimmungsergebnis sofort nach der Ab-
stimmung angezweifelt, so muss die offene Abstim-
mung vor Behandlung des nächsten Tagesord-
nungspunktes wiederholt werden. 
 
(2) Auf Verlangen von mindestens drei Mitgliedern o-
der einer Fraktion der Stadtverordnetenversamm-
lung ist namentlich abzustimmen. Dabei ist die 
Stimmabgabe jedes anwesenden Mitgliedes der 
Stadtverordnetenversammlung abzufragen und in 
der Sitzungsniederschrift zu vermerken. 
 
(3) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der 
anwesenden Mitglieder gefasst, soweit nicht durch 
Gesetz oder diese Geschäftsordnung andere Mehr-
heiten vorgeschrieben sind. Es zählen nur die abge-
gebenen gültigen Ja- und Nein-Stimmen. Bei Stim-
mengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Schreibt das 
Gesetz Einstimmigkeit vor, so ist der Beschluss 
ohne Gegenstimmen zu fassen. 
 
 
 
 
(4) Vor jeder Abstimmung ist der Antrag zu verlesen. 
 
(5) Liegen zu den Tagesordnungspunkten Ände-
rungs- und Ergänzungsanträge vor, wird zuerst über 

Kommentiert [A11]: Siehe § 37 Abs. 2 Satz 2 BbgKVerf 

Kommentiert [A12]: Wahlen haben einen eigenen § 11 

Kommentiert [A13]: Steht im Gesetz, ist aber vielleicht zur 
Klarstellung für die Stadtverordneten und Ortsbeiräte nicht ver-
kehrt. 
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den abgestimmt, der von dem Antrag der Sitzungs-
vorlage am weitesten abweicht. Bei Änderungs- und 
Ergänzungsanträgen mit finanziellen Auswirkungen 
hat der den Vorrang, der Mehrausgaben oder Min-
dereinnahmen bewirkt. Im Zweifel entscheidet 
der/die Vorsitzende der Stadtverordnetenversamm-
lung. Auf Antrag, der mit Stimmenmehrheit ange-
nommen wurde, ist über einzelne Teile der Vorlage 
bzw. des Antrages gesondert abzustimmen. Über 
die Vorlage bzw. den Antrag ist abschließend insge-
samt zu beschließen. 
 

den abgestimmt, der von dem Antrag der Sitzungs-
vorlage am weitesten abweicht. Bei Änderungs- und 
Ergänzungsanträgen mit finanziellen Auswirkungen 
hat der den Vorrang, der Mehrausgaben oder Min-
dereinnahmen bewirkt. Im Zweifel entscheidet 
der/die Vorsitzende der Stadtverordnetenversamm-
lung. Auf Antrag, der mit Stimmenmehrheit ange-
nommen wurde, ist über einzelne Teile der Vorlage 
bzw. des Antrages gesondert abzustimmen. Über 
die Vorlage bzw. den Antrag ist abschließend insge-
samt zu beschließen. 
 
(6) Anträge zur Geschäftsordnung werden durch das 
Heben beider Arme angezeigt. Sie haben jederzeit 
den Vorrang und müssen vor Änderungs- und Er-
gänzungsanträgen oder Ausschussempfehlungen 
behandelt werden. Dazu gehören folgende Anträge, 
über die in nachstehender Reihenfolge abzustimmen 
ist  

a) auf Unterbrechung oder Beendigung der Sit-
zung  

b) auf Absetzung einer Angelegenheit von der Ta-
gesordnung und Vertagung  

c) Rücknahme von Anträgen 
d) auf Verweisung an einen Ausschuss oder an 

den Bürgermeister  
e) auf Schluss der Aussprache  
f) auf Schluss der Rednerliste  
g) auf Ausschluss oder Wiederherstellung der Öf-

fentlichkeit 
h) Festsetzung der Redezeit 
i)  Anhörung von Personen, insbesondere der 

Sachverständigen 
 
(7) Das Abstimmungsergebnis wird von dem Vorsit-
zenden der Stadtverordnetenversammlung bekannt 
gegeben und in der Sitzungsniederschrift vermerkt. 
 
(8) Zweifel an der Richtigkeit des Abstimmungser-
gebnisses können nur sofort nach seiner Bekannt-
gabe geltend gemacht werden. Die Abstimmung wird 
sodann einmal wiederholt.  
 

§12 
Wahlen 

 
 
 
 
(1) Zur Vorbereitung und Durchführung von Wahlen, 
bildet die Stadtverordnetenversammlung einen 
Wahlausschuss. Die Personen des Wahlausschus-
ses können aus Mitgliedern der Stadtverordneten-
versammlung oder Bediensteten der Verwaltung be-
stehen. 
 
 
 

§ 12 
Wahlen 

(1) Gewählt wird geheim (§ 39 Abs. 1 Satz 5 BbgK-
Verf). Abweichungen können vor der jeweiligen Wahl 
einstimmig beschlossen werden. 

 
(2) Zur Vorbereitung und Durchführung von Wahlen, 
bildet die Stadtverordnetenversammlung aus ihrer  
Mitte einen Wahlausschuss. Dieser hat insbeson-
dere das Ergebnis der Wahl festzustellen und dem 
Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung 
schriftlich zu übergeben. Er wird auf Vorschlag des 
Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung aus 
zwei Personen gebildet.  
 

Kommentiert [A14]: Die Wahlleitung ist Teil der Leitung 
durch den Vorsitzenden der SVV! Dazu gehört das Vorbereiten 
und Austeilen der Stimmzettel, Beaufsichtigung Stimmabgabe 
und Auszählung. 

Kommentiert [A15]: Als Unterstützung des Vorsitzenden zu 
empfehlen. 
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(2) Als Wahlzettel sind äußerlich gleiche Zettel zu 
verwenden. Werden keine Umschläge verwendet, so 
sind die Stimmzettel gefaltet abzugeben. 
 
 
(3) Die Stimmzettel sind so vorzubereiten, dass sie 
nur noch mit einem Kreuz mit demselben Schreibge-
rät zu kennzeichnen sind. Bei weiterer Beschriftung, 
Gestaltung und fehlenden Kennzeichnungen des 
Stimmzettels ist die Stimme ungültig. 
 
(4) Die Stimmabgabe hat in einer Wahlkabine oder 
räumlich so abgegrenzt zu erfolgen, dass das Wahl-
geheimnis gewahrt ist. Für ein einheitliches Schreib-
gerät ist zu sorgen. 
 
(5) Der/Die Vorsitzende der Stadtverordnetenver-
sammlung gibt das Ergebnis der Wahl bekannt. 
 

(3) Es sind gleiche Stimmzettel zu verwenden. Wer-
den keine Umschläge verwendet, so sind die Stimm-
zettel so zu falten, dass das Stimmverhalten von au-
ßen nicht erkennbar ist. 
 
(4) Die Stimmzettel sind so vorzubereiten, dass sie 
nur noch mit einem Kreuz zu kennzeichnen sind. Bei 
weiterer Beschriftung, Gestaltung und fehlenden 
Kennzeichnungen des Stimmzettels ist die Stimme 
ungültig. 
 
(5) Die Stimmabgabe hat in einer Wahlkabine oder 
räumlich so abgegrenzt zu erfolgen, dass das Wahl-
geheimnis gewahrt ist. Für ein einheitliches Schreib-
gerät ist zu sorgen. 
 
(6) Der/Die Vorsitzende der Stadtverordnetenver-
sammlung gibt das festgestellte Ergebnis der Wahl 
bekannt. 
 
(7) Bei einem Losentscheid wird das Los von der 
bzw. dem Vorsitzenden gezogen und das Ergebnis 
von ihm/ihr bekannt gegeben. 
 

§13 
Niederschriften 

(1) Der/Die Bürgermeister/in ist für die Niederschrift 
verantwortlich. Er bestimmt den/die Protokollfüh-
rer/in. Die Niederschriften werden durch die Stadt-
verwaltung angefertigt. 
 
(2) Die Sitzungsniederschrift muss enthalten: 

a) Ort, Tag, Beginn und Ende der Sitzung 
b) Namen der anwesenden Mitglieder der Stadt-
verordnetenversammlung. Vermerke darüber, wel-
che Stadtverordnete verspätet erschienen sind o-
der die Sitzung vorzeitig oder wegen Befangenheit 
vorübergehend verlassen haben, wobei ersichtlich 
sein muss, an welcher Abstimmung oder Wahl die 
Betroffenen nicht teilgenommen haben 
 
 
 
 
c) Namen der anwesenden Verwaltungsvertreter/in 
und anderer Sachverständige sowie des/der Proto-
kollführer(s)/in 
d) Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einla-
dung und der Beschlussfähigkeit 
e) Anfragen aus der Einwohner- und Abgeordne-
tenfragestunde und deren Beantwortung bzw. 
Festlegungen darüber, wie und wann die Beant-
wortung erfolgt. 
f) Tagesordnung 
g) Wortlaut der Anträge und Beschlüsse mit Na-
men der Antragsteller/innen 
h) Ausschluss und Wiederherstellung der Öffent-
lichkeit 

§ 13 
Sitzungsniederschriften 

(1) Die Niederschriften werden grundsätzlich durch 
die Stadtverwaltung angefertigt. Der/Die Bürgermeis-
ter/in bestimmt den/die Protokollführer/in. 
 
 
(2) Die Sitzungsniederschrift muss enthalten: 

a) Ort, Tag, Beginn und Ende der Sitzung 
b) Namen der anwesenden Mitglieder der Stadt-

verordnetenversammlung entsprechend der An-
wesenheitsliste sowie der entschuldigt und ohne 
Entschuldigung abwesenden Mitglieder der 
Stadtverordnetenversammlung. Vermerke dar-
über, welche Stadtverordnete verspätet erschie-
nen sind oder die Sitzung vorzeitig oder wegen 
Befangenheit vorübergehend verlassen haben, 
wobei ersichtlich sein muss, an welcher Abstim-
mung oder Wahl die Betroffenen nicht teilge-
nommen haben 

c) Namen der anwesenden Verwaltungsvertreter/in 
und anderer Sachverständige sowie des/der 
Protokollführer(s)/in 

d) Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einla-
dung und der Beschlussfähigkeit 

e) Anfragen aus der Einwohner- und Stadtverord-
netenfragestunde und deren Beantwortung bzw. 
Festlegungen darüber, wie und wann die Beant-
wortung erfolgt. 

f) Tagesordnung 
g) Wortlaut der Anträge und Beschlüsse mit Na-

men der Antragsteller/innen 
h) Ausschluss und Wiederherstellung der Öffent-

lichkeit 
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i) Meinungsäußerungen oder Stellungnahmen von 
Mitgliedern der Stadtverordnetenversammlung, 
wenn diese beantragt werden. 
Umfangreiche Meinungsäußerungen oder Stel-
lungnahmen sind schriftlich zu Protokoll zu rei-
chen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Angelegenheiten, die in nichtöffentlicher Sitzung 
behandelt wurden, sind gesondert zu protokollieren. 
 
(4) Die Sitzungsniederschrift wird nach Unterzeich-
nung durch die/den Protokollführer/in von der/dem 
Vorsitzenden unterzeichnet und ist innerhalb von 14 
Tagen nach der Sitzung den Stadtverordneten, über 
das Postfach in der Stadtverwaltung zur Verfügung 
zu stellen. Dies kann auch auf elektronischen Weg 
(E-Mail) erfolgen. § 2 Abs. 4 bleibt unberührt. 
 
 
 
 
(5) Jede/r Stadtverordnete kann verlangen, dass in 
der Niederschrift festgehalten wird, wie sie/er ge-
stimmt hat. Dies gilt nicht bei geheimen Stimmabga-
ben. 
 
(6) In die bestätigten Niederschriften öffentlicher Sit-
zungen ist die öffentliche Einsichtnahme zu gewähr-
leisten. Diese sind auf der Webseite der Stadt zu 
veröffentlichen. 
 

i)  Meinungsäußerungen, Stellungnahmen von Mit-
gliedern der Stadtverordnetenversammlung, 
wenn diese beantragt werden. 
Umfangreiche Meinungsäußerungen oder Stel-
lungnahmen sind schriftlich zu Protokoll zu rei-
chen. 

j) Abstimmungsverhalten von Mitgliedern der 
Stadtverordnetenversammlung, wenn dies bean-
tragt wird und keine geheime Abstimmung durch-
geführt wurde 

k) die Namen der wegen Befangenheit an der Be-
ratung oder Entscheidung zu einzelnen Tages 

ordnungspunkten nicht mitwirkenden Mitglieder der 
Stadtverordnetenversammlung 

 
(3) Angelegenheiten, die in nichtöffentlicher Sitzung 
behandelt wurden, sind gesondert zu protokollieren. 
 
(4) Die Sitzungsniederschrift wird von der/dem Vor-
sitzenden unterzeichnet und ist innerhalb von 14 Ta-
gen nach der Sitzung den Stadtverordneten digital 
bereit zu stellen. § 2 Abs. 4 bleibt unberührt. Kann 
weder der/die Vorsitzende noch der/die Stellvertre-
ter/in innerhalb von 14 Tagen nach der Sitzung die 
Niederschrift unterzeichnen, so ist die Niederschrift 
durch schriftliche Mitteilung des/der Vorsitzenden o-
der seine(s)/r Stellvertreter(s)/in an den Sitzungs-
dienst der Stadtverwaltung für die Verteilung freizu-
geben. 
 
 
 
 
 
(5) Die Niederschriften öffentlicher Sitzungen sind 
nach Unterschrift durch den Vorsitzenden der Stadt-
verordnetenversammlung auf der Webseite der 
Stadt Werneuchen zu veröffentlichen. 
Dabei werden die Namen und sonstigen persönli-
chen Angaben von Bürgern, Mitarbeitern der Verwal-
tung oder sonstigen Rednern mit Ausnahme der Mit-
glieder der Stadtverordnetenversammlung sowie des 
Bürgermeisters anonymisiert. 
 

§14 
Bild- und Tonaufzeichnungen 

(1) Bild- und Tonübertragungen sowie Bild- und 
Tonaufzeichnungen der öffentlichen Sitzungen der 
Gemeindevertretung durch Presse, Rundfunk und 
ähnliche Medien sind gegen Vorlage des Presseaus-
weises grundsätzlich zulässig. 
 
(2) Absatz 1 gilt für von der Gemeindevertretung 
selbst veranlasste Bild- und Tonübertragungen so-
wie Bild- und Tonaufzeichnungen entsprechend. 
 

§ 14 
Bild- und Tonaufzeichnungen 

(1) Bild- und Tonübertragungen sowie Bild- und 
Tonaufzeichnungen der öffentlichen Sitzungen der 
Gemeindevertretung sind nur mit Zustimmung aller 
anwesenden Mitglieder der Stadtverordnetenver-
sammlung zulässig. 
 
(2) Fotoaufnahmen durch Presse, Rundfunk und 
ähnliche Medien sowie von der Stadtverordnetenver-
sammlung selbst veranlasste sind in öffentlicher Sit-
zung zulässig.  
 

Kommentiert [A16]: In Abs. 2 j) aufgenommen 

Kommentiert [A17]: Anpassung an die momentane Realität, 
da die Frist zur Unterzeichnung kaum noch eingehalten wird. 

Kommentiert [A18]: Das würde die Fragerei in jeder Sitzung 
ersparen, zumal die Zustimmungen auch selten protokolliert 
sind. 

Kommentiert [A19]: Es gibt keine rechtliche Verpflichtung, 
Presseaufnahmen zuzulassen! Hier ist abzuwägen zwischen 
Pressefreiheit und informeller Selbstbestimmung der Stadtver-
ordneten. 

Kommentiert [A20]: Könnte als Regelung aufgenommen 
werden, wenn gewollt. 
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(3) Im Übrigen sind Ton- und Bild- und Tonübertra-
gungen sowie Bild- und Tonaufzeichnungen nur zu-
lässig, wenn alle anwesenden Mitglieder der Stadt-
verordnetenversammlung zustimmen. 
 

§15 
Geschäftsordnungsanträge 

Folgende Anträge können jederzeit gestellt werden: 
a) Schluss der Aussprache 
b) Schluss der Rednerliste 
c) Verweisung an einen Ausschuss 
d) Absetzung einer Angelegenheit von der Tages-
ordnung oder Vertagung 
e) Festsetzung der Redezeit 
f) Unterbrechung oder Beendigung der Sitzung 
g) Ausschluss bzw. Wiederherstellung der Öffent-
lichkeit 
h) Rücknahme von Anträgen 
i) Anhörung von Personen, insbesondere der 
Sachverständigen 

 

 

§16 
Fraktionen 

(1) Fraktionen sind Vereinigungen von Mitgliedern 
der Stadtverordnetenversammlung. Eine Fraktion 
muss aus mindestens 2 Mitgliedern bestehen. Der 
hauptamtliche Bürgermeister kann nicht Mitglied ei-
ner Fraktion sein. 
 
 
(2) Die Fraktionen müssen dem/der Vorsitzenden 
der Stadtverordnetenversammlung ihre Bildung 
schriftlich anzeigen. Dabei ist auch anzuzeigen, wer 
zum Vorsitzenden der Fraktion bestellt worden ist. 
Der Zusammenschluss von Stadtverordneten wird 
mit der schriftlichen Anzeige an die/den Vorsit-
zende/n der Stadtverordnetenversammlung wirksam. 
Veränderungen sind dem/der Vorsitzenden umge-
hend mitzuteilen. 
 

§ 15 
Fraktionen 

(1) Fraktionen sind Vereinigungen von Mitgliedern 
der Stadtverordnetenversammlung. Eine Fraktion 
muss aus mindestens 2 Mitgliedern bestehen. Jeder 
Stadtverordnete kann nur einer Fraktion angehören. 
Der hauptamtliche Bürgermeister kann nicht Mitglied 
einer Fraktion sein. 
 
(2) Die Bildung von Fraktionen ist dem Vorsitzenden 
der Stadtverordnetenversammlung und dem Bürger-
meister von den Vorsitzenden der Fraktionen schrift-
lich anzuzeigen.  
Die Mitteilung muss enthalten:  

a) die genaue Bezeichnung der Fraktion, ggf. die 
Abkürzung  

b) die Namen der/des Fraktionsvorsitzenden und 
der/des stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden  

c) die Namen aller der Fraktion angehörenden 
Stadtverordneten  

d) eMail-Adresse 
Veränderungen sind unverzüglich dem Vorsitzenden 
der Stadtverordnetenversammlung und dem Bürger-
meister vom Fraktionsvorsitzenden anzuzeigen. 

 
(3) Die Stadtverwaltung richtet allgemeine eMail-Ad-
ressen für die Fraktionen ein, die als Verteiler fun-
gieren.   

 
§17 

Abweichungen von der Geschäftsordnung 
(1) Die Stadtverordnetenversammlung kann für den 
Einzelfall Abweichungen von der Geschäftsordnung 
mit der Mehrheit von zwei Drittel der anwesenden 
Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung be-
schließen, sofern die Kommunalverfassung dies zu-
lässt. 
 

§ 15 
Abweichungen von der Geschäftsordnung 

(1) Die Stadtverordnetenversammlung kann für den 
Einzelfall Abweichungen von der Geschäftsordnung 
mit der Mehrheit von zwei Drittel der anwesenden 
Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung be-
schließen, sofern die Kommunalverfassung dies zu-
lässt. 
 

Kommentiert [A21]: In § 10 Abs. 6 aufgenommen. 
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(2) Treten während der Sitzung der Stadtverordne-
tenversammlung Zweifel über die Auslegung der Ge-
schäftsordnung auf, entscheidet die Stadtverordne-
tenversammlung mit einfacher Mehrheit der anwe-
senden Mitglieder. 
 

(2) Treten während der Sitzung der Stadtverordne-
tenversammlung Zweifel über die Auslegung der Ge-
schäftsordnung auf, entscheidet die Stadtverordne-
tenversammlung mit einfacher Mehrheit der anwe-
senden Mitglieder. 
 

II. Abschnitt 
Ausschüsse der Stadtverordnetenversammlung 

. 
§18 

Ständige Ausschüsse 
(1) Die Stadtverordnetenversammlung bildet zur Vor-
bereitung ihrer Beschlüsse und zur Kontrolle der 
Verwaltung aus ihrer Mitte gemäß § 43 Abs. 1 der 
BbgKVerf folgende ständige Ausschüsse: 

a) Ausschuss für Wirtschaft und Soziales (A2) 
b) Ausschuss für Haushaltsangelegenheiten (A3) 
c) Ausschuss für Bauen, Stadtentwicklung und 
Ordnung (A4) 

 

II. Abschnitt 
Ausschüsse der Stadtverordnetenversammlung 

 
§ 16 

Ständige Ausschüsse 
Die Stadtverordnetenversammlung bildet zur Vorbe-
reitung ihrer Beschlüsse und zur Kontrolle der Ver-
waltung aus ihrer Mitte gemäß § 43 Abs. 1 der 
BbgKVerf folgende ständige Ausschüsse: 

a) den Hauptausschuss (A1) als beschließenden 
Ausschuss 

sowie 
b) den Ausschuss für Wirtschaft und Soziales (A2) 
c) den Ausschuss für Haushaltsangelegenheiten 

(A3) 
d) den Ausschuss für Bauen, Stadtentwicklung und 

Ordnung (A4) 
als beratende Ausschüsse. 

 
§ 17 

Hauptausschuss 
(1) Der Hauptausschuss tritt in der Regel 14 Tage 
vor der Stadtverordnetenversammlung zu einer Sit-
zung zusammen. Die Ladung erfolgt wie in § 2 Abs. 
3 und 4 festgelegt. 
 
(2) Dem Hauptausschuss wird die Vorberatung von 
Petitionen übertragen, die in den Zuständigkeitsbe-
reich der Stadtverordnetenversammlung fallen. Der 
Hauptausschuss berät die Petitionen vor und legt 
diese mit einer entsprechenden Empfehlung der 
Stadtverordnetenversammlung zur Entscheidung 
vor. 
 

 
 
(2) Die Zahl der Sitze beträgt jeweils fünf. Daneben 
kann die Stadtverordnetenversammlung fünf Ein-
wohner/innen für jeden Ausschuss der Stadt, die 
nicht Bedienstete der Stadt sind, zu beratenden Mit-
gliedern ihrer Ausschüsse berufen (sachkundige Ein-
wohner/in). Das Vorschlagsrecht für die sachkundi-
gen Einwohner/innen haben die Fraktionen entspre-
chend der erreichten Plätze im Ausschuss 

§ 18 
Beratende Ausschüsse 

(1) Die Zahl der Sitze beträgt jeweils fünf.  
 
(2) Daneben kann die Stadtverordnetenversamm-
lung fünf Einwohner/innen für jeden Ausschuss der 
Stadt, die nicht Bedienstete der Stadt sind, zu bera-
tenden Mitgliedern ihrer Ausschüsse berufen (sach-
kundige Einwohner/in). Das Vorschlagsrecht für die 
sachkundigen Einwohner/innen haben die Fraktio-
nen entsprechend der erreichten Plätze im Aus-
schuss. 

 
 § 19 

Ausschüsse nach besonderen Rechtsvorschrif-
ten 

(1) Es wird ein Wahlprüfungsausschuss (A5) gebil-
det. Die Zahl der Sitze beträgt vier. 
 

Kommentiert [A22]: ein Abschnitt, der alle Ausschüsse re-
gelt 

Kommentiert [A23]: Nach § 49 BbgKVerf zwingend zu bil-
den. In § 11 Hauptsatzung geregelt, obwohl die Mitgliederzahl 
dort nicht geregelt sein soll, sondern in der konstituierenden 
Sitzung der SVV durch Beschluss festgelegt wird. 
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(2) Der Wahlprüfungsausschuss hat etwaige Ein-
sprüche gegen die Kommunalwahl sowie die Gültig-
keit der Wahl von Amts wegen vor zu prüfen. Die 
Wahlleiterin oder der Wahlleiter legt hierzu die bei ihr 
oder ihm eingegangenen Einsprüche sowie die 
sonstigen Unterlagen über die amtliche Vorprüfung 
des Wahlergebnisses vor. Der Wahlprüfungsaus-
schuss macht der Gemeindevertretung einen Vor-
schlag über den von ihr im Wahlprüfungsverfahren 
zu fassenden Beschluss. 

 
§19 

Verfahrensweise der Ausschüsse 
(1) Für Geschäftsgang und Verfahren der von der 
Stadtverordnetenversammlung gemäß § 43 BbgK 
Verf gebildeten Ausschüsse gelten die Vorschriften 
des I. Abschnittes sinngemäß. 
Hiervon ausgenommen ist die Regelung des § 7 
Abs. 3 d). 
 
(2) Den Stadtverordneten, die keiner Fraktion ange-
hören, ist von der Einladung und der Tagesordnung 
rechtzeitig Kenntnis zu geben. § 2 Abs. 2 und 5 gilt 
entsprechend. 
 
(3) Die Niederschriften über die Sitzungen der Aus-
schüsse sind allen Mitgliedern der Stadtverordneten-
versammlung, die nicht ständiges Mitglied des ent-
sprechenden Ausschusses sind, zeitgleich mit den 
Ladungen entsprechend § 2 zu übersenden. § 
13Abs. 4 gilt entsprechend. 
 
(4) Auf Antrag der Ausschüsse müssen Vertreter/in-
nen der zuständigen Fachbereiche der Verwaltung 
an den Ausschusssitzungen teilnehmen. 
 

§ 20 
Verfahrensweise der Ausschüsse 

(1) Für Geschäftsgang und Verfahren der von der 
Stadtverordnetenversammlung gemäß § 43 BbgK 
Verf gebildeten Ausschüsse gelten die Vorschriften 
des I. Abschnittes sinngemäß.  
Hiervon ausgenommen ist die Regelung des § 7 
Abs.3 d). 
 
(2) Den Stadtverordneten, die keiner Fraktion ange-
hören, ist von der Einladung und der Tagesordnung 
rechtzeitig Kenntnis zu geben. § 2 Abs. 2 und 6 gilt 
entsprechend. 
 
(3) Die Niederschriften über die Sitzungen der Aus-
schüsse sind allen Mitgliedern der Stadtverordneten-
versammlung, die nicht ständiges Mitglied des ent-
sprechenden Ausschusses sind, entsprechend § 2 
elektronisch zu übersenden. § 13 Abs. 4 gilt entspre-
chend. 
 
(4) Auf Antrag der Ausschüsse müssen Vertreter/in-
nen der zuständigen Fachbereiche der Verwaltung 
an den Ausschusssitzungen teilnehmen. 

III. Abschnitt 
Hauptausschuss 

 
§20 

Hauptausschuss 
(1) Für Geschäftsgang und Verfahren gelten die Vor-
schriften des Ersten Abschnittes sinngemäß. Hier-
von ausgenommen sind die Regelungen des § 7 
Abs. 3 d). 
 
(2) Der Hauptausschuss tritt in der Regel 14 Tage 
vor der Stadtverordnetenversammlung zu einer Sit-
zung zusammen. Die Ladung erfolgt wie in § 2 Abs. 
3 festgelegt. 
 
(3) Dem Hauptausschuss wird die Vorberatung von 
Petitionen übertragen, die in den Zuständigkeitsbe-
reich der Stadtverordnetenversammlung fallen. Der 
Hauptausschuss berät die Petitionen vor und legt 
diese mit einer entsprechenden Empfehlung der 
Stadtverordnetenversammlung zur Entscheidung 
vor. 
 

 

Kommentiert [A24]: Bedeutet, dass der Ausschuss nur 
dann zusammentritt, wenn Einsprüche vorliegen. 

Kommentiert [A25]: Bericht des Bürgermeisters 

Kommentiert [A26]: In welcher Form? Vorschlag: elektro-
nisch, denn die Tagesordnungen sind auf der Internetseite der 
Stadt veröffentlicht 

Kommentiert [A27]: Veröffentlichung auf der Internetseite 

Kommentiert [A28]: In „Abschnitt II Ausschüsse…“ § 17 
übernommen. 
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IV. Abschnitt 
Ausschüsse nach besonderen Rechtsvorschrif-

ten, Beiräte, Ortsvorsteher 
 

§21 
Ausschüsse nach besonderen Rechtsvorschrif-

ten 
(1) Wahlprüfungsausschuss 
(2) Die Zahl der Sitze beträgt vier 
 

III. Abschnitt 
Ortsbeiräte, Ortsvorsteher 

 
  

§22 
Verfahrensweise in den Ausschüssen nach § 18 

Die Bestimmungen des I. Abschnittes sind sinnge-
mäß auch auf solche Ausschüsse der Stadt anzu-
wenden, die auf besonderen Rechtsvorschriften be-
ruhen, soweit diese Vorschriften nichts anderes be-
stimmen. Hiervon ausgenommen sind die Regelun-
gen des § 7 Abs. 3 d) und § 9 Abs. 4. 
 

 

§23 
Beiräte, Ortsvorsteher/in 

(1) Auf das Verfahren der Ortsbeiräte und sonstigen 
von der Stadtverordnetenversammlung bestellten 
Beiräte finden die Bestimmungen der Kommunalver-
fassung und die Vorschriften des Ersten Abschnittes 
sinngemäß Anwendung. 
 
(2) Jede/r Ortsvorsteher/in ist zu allen öffentlichen o-
der nichtöffentlichen Sitzungen der Stadtverordne-
tenversammlung und ihrer Ausschüsse zu laden, in 
denen Gegenstände behandelt werden, die Belange 
seines Ortsteils berühren. 
 
(3) Jeder Ortsbeirat tritt mindestens alle drei Monate 
zu einer Sitzung zusammen. § 7 Abs. 3 der Haupt-
satzung der Stadt Werneuchen gilt entsprechend. 
 

§ 21 
Verfahrensweise der Ortsbeiräte 

(1) Auf das Verfahren der Ortsbeiräte und sonstigen 
von der Stadtverordnetenversammlung bestellten 
Beiräte finden die Bestimmungen der Kommunalver-
fassung und die Vorschriften des Ersten Abschnittes 
sinngemäß Anwendung, sofern nicht im Folgenden 
andere Regelungen getroffen werden. 
 
 
 
 
 
 
(2) Jeder Ortsbeirat tritt mindestens alle drei Monate 
zu einer Sitzung zusammen. § 7 Abs. 3 der Haupt-
satzung der Stadt Werneuchen gilt entsprechend. 

 
(3) Der/die Ortsvorsteher/in setzt entsprechend § 35 
Abs. 1 Satz 1 der BbgKVerf die Tagesordnung des 
Ortsbeirats im Benehmen mit dem/der Bürgermeis-
ter/in fest. In die Tagesordnung sind entsprechend § 
35 Abs. 1 Satz 2 der BbgKVerf die Beratungsgegen-
stände aufzunehmen, die zum Ablauf des 5. Werkta-
ges vor Beginn der Ladungsfrist  

a) von mindestens einem Zehntel der gesetzlichen 
Anzahl der Mitglieder des Ortsbeirats oder  

b) von dem/der Bürgermeister/in oder  
c) dem/der Vorsitzenden der Stadtverordnetenver-

sammlung oder  
d) dem/der Ortsvorsteher/in  

benannt wurden.  
 

§ 22 
Mitwirkungs- und Informationsrecht 

Jede/r Ortsvorsteher/in ist zu allen öffentlichen oder 
nichtöffentlichen Sitzungen der Stadtverordnetenver-
sammlung und ihrer Ausschüsse entsprechend § 2 
zu laden, in denen Gegenstände behandelt werden, 
die Belange seines Ortsteils berühren. 

Kommentiert [A29]: In „Abschnitt II Ausschüsse…“ § 19 ge-
regelt 

Kommentiert [A30]: ein Abschnitt ausschließlich für Ortsbei-
räte und Ortsvorsteher 

Kommentiert [A31]: In „Abschnitt II Ausschüsse…“ § 20 ge-
regelt. 

Kommentiert [A32]: Als eigener § 22 

Kommentiert [A33]: Entsprechend § 20 

Kommentiert [A34]: Betrifft Beteiligung A3 ab festgelegter 
Summe; vielleicht thematisch besser als eigener Absatz 4 
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V. Abschnitt 

Schlussbestimmung 
 

§24 
Inkrafttreten der Geschäftsordnung 

Die Geschäftsordnung tritt nach der Beschlussfas-
sung am 07.06.2012 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung vom 
19.03.2009 außer Kraft. 
 
 
Werneuchen, 19.06.2014 
Burkhard Horn 
Bürgermeister 

IV. Abschnitt 
Schlussbestimmung 

 
§ 23 

Inkrafttreten der Geschäftsordnung 
Die Geschäftsordnung tritt nach der Beschlussfas-
sung am XX.XX.2020 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung vom 
07.06.2012, zuletzt geändert am 09.11.2017, außer 
Kraft. 
 
Werneuchen, …..2020 
Karsten Dahme 
Vorsitzender der Stadtverordnetenversammlung 

 


